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ALLGEMEINE HINWEISE

I.

Bei Bekannt werden von Anzeichen einer möglichen schädlichen Bodenverunreinigung ist die

Untere Bodenschutzbehörde, Landkreis Heidekreis, unverzüglich einzuschalten. Dies können

z.B. Vergrabungen (Hausmüll, Bauschutt etc.) oder organoleptische Auffälligkeiten des Bodens

sein (Verfärbungen, Geruch etc.).

II.

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans besteht allgemein die Möglichkeit des Auftretens

archäologischer Bodenfunde. Auf das Niedersächsische Denkmalschutzgesetz, NDSchG,

§ 6 „Erhaltungspflicht“, § 13 „Erdarbeiten“ und § 14 „Bodenfunde“ wird besonders hingewiesen.

Bodenfunde unterliegen der Meldepflicht. Sie sind bei Zutage treten durch Baumaßnahmen

unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde, Landkreis Heidekreis, Soltau-Fallingbostel

anzuzeigen.

Konkret gilt: Die Planungen liegen unmittelbar benachbart zu einem Urnengräberfeld, das beim

Ausbag- gern des benachbarten Kleingewässers entdeckt wurde. Daher ist mit archäologischen

Strukturen im Boden zu rechnen. Aus denkmalfachlicher Sicht ist es daher erforderlich, den

Erdarbeiten Ausgrabungen voranzustellen, durch die die archäologischen Überreste

dokumentiert, ausgegraben und geborgen werden.

PLANUNTERLAGE

Vorhandene Gebäude

Flurstücksgrenzen mit Messpunkt

Flurstücksnummer

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes. Zur

Abgrenzung des Vorhaben- und Erschließungsplanes, siehe § 1 der textl. Festsetzungen

PLANZEICHENLEGENDE

Art der baulichen Nutzung

Maß der baulichen Nutzung

Traufhöhe, als Höchstmaß

Firsthöhe, als Höchstmaß

(§ 9 Abs. 7 BauGB)

SO

3,20 mTH

5,50 mFH

Sondergebiete die der Erholung dienen, SO1 -SO2, siehe § 3 der textl. Festsetzungen

(§ 10 Abs. 1 BauNVO)

Zahl der Vollgeschosse

(§ 16 BauNVO)

I

Verkehrsflächen

Verkehrsfläche, öffentlich

Straßenbegrenzungslinie

Grünflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Grünflächen, siehe § 11 der textl. Festsetzungen

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum

Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern

und sonstigen Bepflanzungen, siehe § 12 der textl. Festsetzungen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a  BauGB)

Sonstige Planzeichen

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen, zugunsten des Betreibers,

der Ver- / Entsorgungs und Erschließungsträger, der Gemeinde / Samtgemeinde, sowie

des zuständigen Deichverbandes, siehe § 10 der textl. Festsetzungen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung von Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind, hier: Deichverteidigung,

siehe § 5 der textl. Festsetzungen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, z.B. von Baugebieten,

oder Abgrenzung des Maßes der Nutzung innerhalb eines Baugebietes

(§ 16 Abs. 5 BauNVO)

Hinweis

Von Bebauung freizuhaltende Deich-Schutzzone,

siehe § 5 der textl. Festsetzungen

Notzufahrt

Erhaltung: Bäume

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung, hier: Deichverteidigungsweg

§ 1 Räumliche und sachliche Abgrenzung (§ 12 Abs. 1, 3 BauGB)

Die Abgrenzung des Vorhaben- und Erschließungsplans (VEP) gemäß § 12 BauGB umfasst

sämtliche Baugebiete SO inklusive randlagiger Grünstreifen und privater Grünflächen. Die

weiteren Flächen im Geltungsbereich, hier: Wege zur Deichverteidigung, werden nach § 12 Abs.

4 BauGB ergänzend in den vorhabenbezogenen Bebauungsplan einbezogen.

Bestandteil der Satzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans sind:

- VEP einschließlich Ansichten,

- Vorhabenbeschreibung,

- zeichnerische und textliche Festsetzungen,

- Präambel und Verfahrensvermerke.

§ 2 Zulässigkeiten im Bereich des VEP (§ 12  Abs. 3a BauGB)

Im Rahmen der zeichnerisch und textlich festgesetzten Nutzungen sind für den Bereich des VEP

nur solche Nutzungen zulässig, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im

Durchführungsvertrag verpflichtet.

§ 3 Art der baulichen Nutzung

Festgesetzt wird ein Erholungssondergebiet, SO, nach § 10 BauNVO, das in die Teilbaugebiete

SO 1 und SO 2 gegeliedert wird. Im Erholungssondergebiet sind unter Maßgabe der

zeichnerischen und textlichen Festsetzungen gemäß § 12 (7) BauGB bauliche Anlagen zu

Wohnzwecken zulässig. Im Einzelnen zulässig sind:

Baugebiete SO 1 und SO 2:

a) Wochenendhäuser bis zu einer Grundfläche, GR, von 60 m² sowie Mobilheime in

vergleichbarer Größe, § 10 BauNVO i.V.m.  § 2 (4) CPL-Woch-VO.

Hinweis: Zu den Pacht- oder Grundstücksgrenzen sind Abstände gemäß NBauO von mind. 3,00

m einzuhalten. Bei Holzbauweise können größere Abstände erforderlich werden. Es besteht

Genehmigungspflicht nach NBauO für Häuser mit mehr als 40 m² Grundfläche.

b) Wochenendplatzgebiete für Kleinwochenendhäuser sowie  Mobilheime und Container,

§ 10 BauNVO i.V.m. §§ 1 (2), 2 (3)  CPL-Woch-VO. Die maximale Grundfläche für ein Gebäude /

bauliche Anlagen beträgt 40 m², die Mindeststandplatzgröße 100 m².

Hinweis: Zu den Pacht- oder Grundstücksgrenzen sind gemäß CPl-Woch-VO Abstände von

2,50 m einhalten. Wochenendplätze müssen durch mindestens 5 m breite Brandgassen in

Abschnitte mit je max. 20 Standplätzen unterteilt sein, § 6 (2) CPl-Woch-VO.

Baugebiet SO 2:

c) Bauliche Anlagen zu Wohnzwecken gemäß § 12 (7) BauGB i.V.m. § 10 BauNVO in einer

max. Größe analog a).

Die vorhergehend unter b) genannten Nutzungen sind in gesonderten „Quartieren“

unterzubringen. Die Abgrenzung der „Quartiere“ erfolgt durch Fahrwege oder Brandgassen.

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

PRÄAMBEL

Aufgrund des § 1 Abs. 3 und der §§ 10, 12 des Baugesetzbuches (BauGB) sowie des § 58 des

Nds. Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der Gemeinde Böhme am

................ diesen vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 5.1 „Rethemer Fähre - Erweiterung zu

Wohnzwecken“ mit Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 5 „Rethemer Fähre - Erweiterung“

bestehend aus der Planzeichnung, dem Vorhaben- und Erschließungsplan und den textlichen

Festsetzungen als Satzung und die Begründung beschlossen.

Böhme, den

Der Bürgermeister    L. S.

       

VERFAHRENSVERMERKE

Aufstellungsbeschluss

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Böhme hat in seiner Sitzung am  …………….. die

Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 5.1 „Rethemer Fähre - Erweiterung

zu Wohnzwecken“ mit Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 5 „Rethemer Fähre - Erweiterung“

beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am …………….. ortsüblich

bekannt gemacht worden.

Böhme, den

Der Bürgermeister L. S.

Kartengrundlage

 Liegenschaftskarte

Maßstab: 1 : 1.000

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Nds. Vermessungs- und Katasterverwaltung,

© 2018

Landesamt für Geoinformation
und Landesvermessung Niedersachen
3egionaMdireLtion 4uMingen�7erden

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich

bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom

……………..). Sie ist hinsichtlich der Darstellung der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei.

Bad Fallingbostel, den

Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen (LGLN)

Regionaldirektion SulingenVerden

- Katasteramt Fallingbostel -

Unterschrift Siegel

                                           

Planverfasser

Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 5.1 „Rethemer Fähre - Erweiterung zu

Wohnzwecken“ mit Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 5 „Rethemer Fähre - Erweiterung“  der

Gemeinde Böhme wurde ausgearbeitet von der H&P Ingenieure GbR, Albert-Schweitzer-Straße

1, 30 880 Laatzen.

Laatzen,

Planverfasser

Öffentliche Auslegung

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Böhme hat in seiner Sitzung am …………….. dem

Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 5.1 „Rethemer Fähre - Erweiterung zu

Wohnzwecken“ mit Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 5 „Rethemer Fähre - Erweiterung“ und

der Begründung zugestimmt  und  die  öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB

beschlossen.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurde am …………….. ortsüblich bekannt gemacht.

Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 5.1 „Rethemer Fähre - Erweiterung zu

Wohnzwecken“ mit Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 5 „Rethemer Fähre - Erweiterung“ und

der Begründung haben vom …………….. bis …………….. gemäß  § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich

ausgelegen.

Gemäß § 4a Abs. 4 BauGB wurden der Bekanntmachungstext und die Auslegungsunterlagen

auf der Homepage der Gemeinde Böhme / Samtgmeinde Rethem zur Verfügung gestellt.

Böhme, den

Der Bürgermeister L. S.

Satzungsbeschluss

Der Rat der Gemeinde Böhme hat den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 5.1 „Rethemer

Fähre - Erweiterung zu Wohnzwecken“ mit Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 5 „Rethemer

Fähre - Erweiterung“ nach Prüfung der Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in seiner

Sitzung am …………….. als Satzung gemäß § 10 BauGB sowie die Begründung beschlossen.

Böhme, den

Der Bürgermeister L. S.

Bekanntmachung

Der Satzungsbeschluss des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 5.1 „Rethemer Fähre -

Erweiterung zu Wohnzwecken“ mit Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 5 „Rethemer Fähre -

Erweiterung“ der Gemeinde Böhme ist gemäß § 10 Abs. 3 BauGB am …………….. ortsüblich

bekannt gemacht worden.

Der Bebauungsplan ist damit am …………….. in Kraft getreten.

Böhme, den

Der Bürgermeister L. S.

Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften

Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 5.1

„Rethemer Fähre - Erweiterung zu Wohnzwecken“ mit Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 5

„Rethemer Fähre - Erweiterung“ sind

- die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften beim Zustandekommen des

genannten Planwerks gemäß § 214 Abs. 1 BauGB,

- eine gemäß § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das

Verhältnis des Bebauungs- und Flächennutzungsplanes und

- nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs

nicht geltend gemacht worden.

Böhme, den

Der Bürgermeister L. S.

Für diese Planung sind folgende Rechtsquellen maßgebend:

- Baugesetzbuch, BauGB, in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634),

- Baunutzungsverordnung, BauNVO vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Art. 2 des

Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057),

- Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes

(Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV) vom 18.12.1990 (BGBl. l 1991 S. 58), zuletzt geändert durch

Art. 2 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057).

Entwurf

Öffentliche Auslegung gemäß § 3 (2) BauGB

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öff. Belange gem. § 4 (2) BauGB

Stand: 01. April 2020

§ 4 Nebenanlagen

· Für jedes Wochenendhaus / Kleinwochenendhaus / jede bauliche Anlage zu Wohnzwecken,

siehe § 3 dieser textlichen Festsetzungen, sind Nebenanlagen, § 14 BauNVO, mit maximal

15 m³ und offene Kleingaragen (Carports), § 12 BauNVO, mit einer maximalen Grundfläche

von 15 m² zulässig.

· Carports und Nebenanlagen, hier: z.B. Abstellräume, dürfen dabei vom Hauptgebäude aus

nicht zugänglich sein.

· Freistehende  Flüssiggastanks sind unzulässig, § 14 (1) S. 3 BauNVO.

§ 5 Deichschutz

· In einem Abstand von 25 m vom Deichfuß sind gemäß Nds. Deichgesetz Anlagen jeglicher

Art unzulässig. Ausnahmen hiervon bedürfen der Genehmigung der Deichbehörde,

Landkreis Heidekreis.

· Bis 15 m vom binnenseitigen Deichfuß ist eine Bepflanzung mit Bäumen und Sträuchern

unzulässig. Im Abstand von 15 m bis 23 m binnenseitig vom Deichfuß sind als Bepflanzung

Sträucher  und im Bereich von 23 m bis 25 m sind einzeln stehende baumartige Gehölze

zulässig.

· Das Flurstück 10/6 (mittig verlaufender Nord-Süd-Weg) zzgl. beidseitiger Ausweichstreifen

von jeweils 1,00 m Breite ist bis zum Anschluss an die nördlich angrenzende

Gemeindestraße zur Deichverteidigung jederzeit von Anlagen jeglicher Art und von

ruhendem Verkehr freizuhalten.

· Der Schutzstreifen gemäß § 9 (1) Nr. 10 BauGB ist zum Zwecke der Deichverteidigung von

jedweden Hindernissen beständig freizuhalten. Eine durchgängige Befahrbarkeit für

Einsatzfahrzeuge ist sicherzustellen.

§ 6 Zulässige Grundfläche / maßgebendes Baugrundstück

Innerhalb des festgesetzten Sonderbaugebiets nach § 10 BauNVO, wird das Maß der baulichen

Nutzung wie folgt festgesetzt:

· Maximal zulässige Grundfläche, GR, § 19 (2) BauNVO, für Gebäude / bauliche Anlagen:

insgesamt  7.600 m²

Hinweis: Für Garagen, Stellplätze einschließlich standplatzbezogener  Zufahrten sowie für

Nebenanlagen ist gemäß § 19 (4) S. 2 BauNVO eine maximale Grundfläche, GR, von 3.800

m² zulässig.

· Maximal zulässige Grundfläche, GR, § 19 (2) BauNVO i.V.m. § 19 (4) S. 3 BauNVO, für

innere Fahrwege  i.S. § 4 CPl-Woch-VO:  5.000 m².

· Das Sonderbaugebiet als maßgebendes Baugrundstück gemäß § 19 (3) BauNVO hat eine

Größe von 38.000 m².

§ 7 Regelungen für den Oberflächenwasserabfluss

· Anfallendes Regenwasser von Dachflächen ist flächenhaft auf den Standplätzen zu

versickern oder durch geeignete Behältnisse aufzufangen und auf dem Standplatz zu

verwenden (Bewässerung),  § 9 (1) Nr. 16, 20 BauGB.

· Anfallendes Oberflächenwasser befestigter Grundstückszufahrten oder nicht überdachter

Stellplätze ist über die belebte Bodenzone flächenhaft zu versickern bzw. kann über Mulden

auf den Standplätzen entsorgt werden, § 9 (1) Nr. 16, 20 BauGB.

· Anfallendes Oberflächenwasser der Fahrwege ist über die belebte Bodenzone zur

Versickerung zu bringen, § 9 (1) Nr. 16, 20 BauGB, siehe auch § 10 der textlichen

Festsetzungen.

§ 8 Höhe baulicher Anlagen

Bezugsebene  bzw. -punkt  i.S. § 18 (1) BauNVO für festgesetzte Trauf- und Firsthöhen

baulicher Anlagen ist die natürliche gewachsene Geländeoberfläche i.S. der Nds. bauordnung

(NBauO).

§ 9 Teilungsgenehmigung

Im Geltungsbereich bedarf gemäß § 19 (1) BauGB die Teilung eines Grundstücks zu ihrer

Wirksamkeit der Genehmigung.

§ 10  Erschließung

· Flächen zur Begründung von Geh-, Fahr- und Leitungsrechten werden zugunsten des

Betreibers, der Ver- / Entsorgungs und Erschließungsträger, der Gemeinde /

Samtgemeinde, sowie des zuständigen Deichverbandes festgesetzt, § 9 (1) Nr. 21 BauGB.

· Weitere Wege zur inneren Fahrerschließung müssen eine Mindestbreite von 3,50 m bzw.

Kurvenradien von mindestens 10 m Innenradius haben.

· Erschließungswege sind in wasserdurchlässiger Bauausführung bzw. unter Verwendung

speicherfähiger Materialien herzustellen, § 9 (1) Nr. 16 BauGB. Hiervon ausgenommen sind

ausschließlich der Deichverteidigung dienende Wege, siehe § 5 dieser textlichen

Festsetzungen.

Hinweis: Bei der Anlage von Kleinwochenendhäusern sind Brandschutzanforde-rungen gemäß §

6 CPl-Woch-VO zu erfüllen. Sofern interne Fahrwege gleichzeitig als Brandschutzstreifen dienen,

müssen diese mindest. 5,00 m breit sein.

§ 11 Private Grünflächen, § 9 (1) Nr. 15 BauGB

Private Grünflächen werden mit folgenden Einzelmaßgaben festgesetzt:

Fläche Nr. 1: Zweckbestimmung „Kommunikationsbereich“.

Zulässig ist die Anlage von Spiel- und Aufenthaltsflächen. Die Flächen  werden gemäß § 9 (1) Nr.

22 BauGB als Gemeinschaftsanlagen dem  gesamten Baugebiet SO zugeordnet. Sie sind auf ca.

50% ihrer Fläche  mit standortheimischen Laubgehölz Laubgehölzen gemäß der

Pflanzliste, § 11 dieser textlichen Festsetzungen, zu bepflanzen. Bei  Sträuchern kann Forstware

verwendet werden. Pro 1,5 m² ist eine Pflanze vorzusehen.

Fläche Nr. 2: Zweckbestimmung „Übergangs- und Abstandsgrün“.

Die Flächen dienen der Abstandswahrung angrenzender Standplatzflächen gegenüber dem

deichbegleitenden Fahrweg. Sie sind von Bäumen und Sträuchern freizuhalten, s. auch § 3

dieser textlichen Festsetzungen. Zulässig sind ausschließlich Graseinsaaten und  Bodendecker.

§ 12 Pflanzflächen

Innerhalb gemäß § 9 (1) Nr. 25 a/b BauGB festgesetzter Flächen sind ausschließlich

standortheimische Laubgehölze entsprechend der anschließenden Pflanzliste anzupflanzen,

dauerhaft zu erhalten und bei Verlust gleichwertig zu ersetzen.

Baumartige Laubgehölze: Strauchartige Laubgehölze:

Stieleiche  (quercus robur)            Hartriegel (Cornus sanguinea)  

Hainbuche  (carpinus betulus)        Weißdorn  (crataegus monogyma)

Esche (Fraxinus excelsior) Schw. Holunder (sambucus nigra)

Feldahorn (acer campestre)            Haselnuss  (corylus avellana)

Flatterulme (ulmus laevis) Schwarzdorn/Schlehe(prunus spinosa)

Wildbirne  (pyrus com.)  Wildrose (rosa canina)

Wildapfel  (malus com.) Pfaffenhütchen (euonymus europaea)

Kreuzdorn (rhamnus catharticas)

Schneeball (viburnum opulus)

Bei Sträuchern kann Forstware verwendet werden. Es ist pro 1,5 m² eine Pflanze vorzusehen.

§ 13 Bepflanzung von Standplätzen

Die von der Fahrerschließung abgewandte (rückwärtige) Grenze eines Standplatzes ist jeweils

auf einer Tiefe von 0,50 m gemäß Pflanzliste, § 13 dieser textlichen Festsetzungen, zu

bepflanzen, so dass aneinandergrenzende Standplätze durch einen insgesamt 1 m breiten

Pflanzstreifen heckenartig abgegrenzt werden.

§ 14 Eingriff in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild

Zum Ausgleich des planungsbedingten Eingriffs i. werden bei Zuordnung gemäß § 9 (1a) BauGB

folgende Einzelmaßnahmen als Ausgleichsmaßnahmen festgesetzt:

Ausgleichsmaßnahmen am Ort des Eingriffs, § 1a  Abs. 3 S. 1 BauGB:

· Bepflanzung privater Grünflächen auf ca. 1.200 m² - siehe § 11 der textlichen

Festsetzungen.

· Bepflanzung festgesetzter Pflanzstreifen auf ca. 2.015 m² - siehe § 12 der textl.

Festsetzungen.

· Bepflanzung von Standplätzen, hier Randeinfassungen, auf ca. 750 m²,  s. § 13 dieser

textlichen Festsetzungen.

Die Kompensationsmaßnahme auf dem Flurstück 1, Flur 1 der Gemarkung Altenwahlingen, vgl.

Anlage 3, 4 zur Begründung, wird dem durch den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 5.1

planbedingten Eingriff zugeordnet.
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